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Ergebnisse eines internationalen Workshops des 
DIW Berlin vom 11. bis 13. April 2002 

Auf einem internationalen Workshop des DIW Berlin ist der aktuelle Stand des 
Zusammenwirkens der Arbeitsmarkt- und der Regionalökonomik, insbesondere 
der Neuen Ökonomischen Geographie, diskutiert worden. Neue theoretische Ideen 
und aussagekräftigere Mikrodatensätze, die den Wissenschaftlern heute zur Ver-
fügung stehen, signalisieren eine weiter zunehmende Bedeutung dieses For-
schungszweigs. 

Eine wichtige Erkenntnis dieses Workshops war, dass es d e n Arbeitsmarkt nicht 
gibt. Einzelne Arbeitsmärkte entwickeln sich ganz unterschiedlich. Von deren re-
gionaler Konzentration hängen die Höhe der Löhne und die Beschäftigungschan-
cen ab. So profitieren höher Qualifizierte — dies zeigen die empirischen Untersu-
chungen — in besonderem Maße von der Stärke der wirtschaftlichen Aktivität in 
der Region. Theoretische Arbeiten kommen zu dem Ergebnis, dass Investitionen 
in Humankapital gerade auf Märkten mit hoher Konzentration lohnend sind. Die 
Arbeitsmarktpolitik wäre falsch beraten, vorschnell wirtschaftspolitischen Emp-
fehlungen zu folgen, die allein auf regional undifferenzierte Maßnahmen setzen. 

Räumliche Aspekte haben in der ökonomischen Theorie eine lange Tradition, 

sind doch Standorttheorie, Raumwirtschaftslehre und Regionalwissenschaft 

alte und etablierte Teildisziplinen der Wirtschaftswissenschaften — gerade im 

deutschen Sprachraum. Es kann daher nicht verwundern, dass die Meinungen 

darüber auseinander gehen, ob der „Raum" für die ökonomische Analyse wie-

derentdeckt werden musste, wie mit dem jüngeren, vom amerikanischen Öko-

nomen Paul Krugman begründeten Forschungszweig der Neuen Ökonomischen 

Geographie suggeriert wird. Wie originell und bahnbrechend der bisherige For-

schungsbeitrag dieser Richtung ist, wird ebenso wenig einhellig beantwortet.' 

Selbst Kritiker kommen nicht umhin festzustellen, dass dieser neue Ansatz für 
frischen Wind gesorgt, eine Heerschar von Forschern und Studenten angezogen 

und inzwischen eine gewisse Reife erlangt hat.' 

7 Siehe Paul Krugman: Geography and Trade, MIT-Press 1991, und, kritisch, Ron Martin:The New "Geographical 
Turn" in Economics: Some Critical Reflections. In: Cambridge Journal of Economics, 23/1999, S. 65-91. 
2 Diese dokumentiert sich unter anderem in der Gründung eines neuen Journals, The Journal of Economic Geo-
graphy, und durch die Monographie „The Spatial Economy„ von Masahisa Fujita, Paul Krugman und Anthony 
Venables (MIT- Press 1999), die von Peter Neary im Journal of Economic Literature besprochen wurde ( Peter 
Neary: Of Hype and Hyperbolas: Introducing the New Economic Geography. In: Journal of Economic Literature, 
39/2001, S. 536-561). 
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Agglomeration und regionale Arbeitsmärkte 

Die Beiträge zum Workshop 

Von der Neuen Ökonomischen Geographie erhofft 

man sich — im Zusammenspiel mit der Industrie-

ökonomik, der Arbeitsmarktökonomik und der 

Außenhandelslehre — vor allem Antworten auf 

dringliche gesellschaftliche Fragen, die mit dem 

alten Instrumentarium nicht oder nur bedingt zu 

behandeln waren. Dies betrifft insbesondere die 

Funktionsweise und die Interaktion regionaler Ar-

beitsmärkte: Welche Konsequenzen hat die un-

gleiche Verteilung wirtschaftlicher Aktivität im 

Raum für die Löhne und den Grad der Beschäfti-

gung auf den jeweiligen Arbeitsmärkten? Hängen 

diese Wirkungen vom Grad der beruflichen Quali-

fikation der Arbeitnehmer ab? Welche Anreize er-

geben sich für die Humankapitalbildung? Wie wir-

ken Änderungen im externen Umfeld der regio-

nalen Arbeitsmärkte auf diese zurück? Auf dem 

internationalen Workshop des DIW Berlin, an dem 

18 Ökonomen aus acht Ländern teilgenommen 

haben (Kasten), wurden diese Fragen ausgelotet. 

Kasten 

Was bestimmt die wirtschaftliche 
Konzentration im Raum? 

Zu den Bestimmungsfaktoren, die einen Standort 

für eine Ansiedlung von Firmen und Industrien 

offensichtlich attraktiv oder unattraktiv machen, 

zählen Kostenvor- oder nachteile, die mit den na-

türlichen Gegebenheiten einhergehen — also bei-

spielsweise Ressourcenvorkommen, Klima und 

Zugang zu Wasserwegen. Ähnliche Anreize für 

die Firmen gehen zum anderen von Rahmenbedin-

gungen aus, die die lokale Wirtschaftspolitik ge-

staltet, etwa die Höhe und Struktur der Steuerlast 

sowie die vorhandene Infrastruktur. Auch die Qua-

lität des lokalen Arbeitsangebots ist durch Bil-

dungs- und Ausbildungsanstrengungen mittel- bis 

langfristig beeinflussbar. 

Eine geographische Konzentration an einem 

Standort kann sich für Firmen aber selbst dann 

Workshop „Agglomeration and Regional Labour Markets" 
DIW Berlin, 11. bis 13. April 2002 

Thomas Ronde ( Universität Mannheim), Heiko A. Gerlach (CERAS and INSEAD) and Konrad 0. Stahl ( Uni-
versität Mannheim): Firms come and go, labor stays: regional clusters in high-tech industries 

Eric Toulemonde (CREW FUNDP and University of Namur) and Pierre Picard ( University of Manchester): 
Endogenous qualifications and firms' agglomeration 

Joachim Möller (Universität Regensburg) and Anette Haas ( IAB Nurnberg): The agglomeration wage dif-
ferential reconsidered 

Kristof Dascher (Europa-Universität Viadrina, Frankfurt/Oder): Why larger cities suffer from higher wel-
fare recipient numbers 

Petri Bdckerman (Labour Institute for Economic Research, Helsinki), Kari Hämäläinen (Government Insti-
tute for Economic Research, Helsinki) and Mika Maliranta (Statistics Finland): Explaining regional job and 
worker flows 

Steven Brakman (University of Groningen), Harry Garretsen (University of Nijmegen) and Marc Schramm 
(University of Groningen): Spatial distribution of wages and employment: testing the Helpman-Hanson 
model for Germany 

Gilles Duranton (London School of Economics), Pierre- Philippe Combes (CERAS and Boston University) 
and Laurent Gobillon (CREST-INSEE): Wage differences across French local labour markets: endowments, 
skills and interactions 

Javier Sanchez- Reaza (Universityof Texas and LSE) and JacobJordaan ( LSE): Resource endowments, exter-
nalities and transport costs: an exploration of alternative explanations of regional production structures 
in Mexico 

Maryla Maliszewska (University of Sussex): Regional employment in Poland: the role of agglomeration 
externalities 

Celine Bignebat (University of Paris): Companytowns and labour market transition in Russia 

Nigel Driffield (University of Birmingham) and Karl Taylor ( Leicester): Domestic wage determination: 
regional spillovers and inward investment 

Teilnehmende Autoren sind durch Kursivdruck gekennzeichnet. Die Beiträge, die oben in der Reihenfolge 
ihrer Erwähnung im Bericht aufgeführt sind, können unter der folgenden Adresse heruntergeladen wer-
den: http://www.diw.de/deutsch/Service/veranstaltungen/docs/ws-agglomeration-2002-04- ll.html 
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Agglomeration und regionale Arbeitsmärkte 

lohnen, wenn dieser keinen unmittelbar erkennba-

ren Vorteil gegenüber anderen Standorten auf-
weist: Zentral für diese Überlegung ist, dass die 

lokale Interaktion zwischen den Firmen einerseits 

oder/und den Firmen und den Arbeitskräften an-

dererseits Vorteile bringen kann. Diese so genann-
ten endogenen Vorteile wirtschaftlicher Konzen-

tration im Raum — von Alfred Marshall bereits in 

seinen Principles of Economics ( 1890) beschrie-
ben — finden sich schon im Ideengut der traditio-

nellen Raumwirtschaftslehre und sind nun auch 

Ansatzpunkte für die Neue Ökonomische Geogra-

phie. Diese Agglomerationsvorteile lassen sich 

folgendermaßen charakterisieren: 

• Pekuniäre Externalitäten—Marktgrößeneffekte: 

Eine lokale Konzentration von End- und Zwi-

schengüterindustrien bringt wechselseitige Vor-

teile: Produzenten von Endgütern profitieren, 

weil sie spezielle Zwischengüter und Dienstleis-

tungen kostengünstig vor Ort beziehen können 

(Kosteneffekt). Für Anbieter spezieller Zwi-

schengüter und für Dienstleister ist dies güns-

tig, weil die Abnehmer direkt vor Ort sitzen 

(Nachfrageeffekt). Eine lokale Konzentration 

für Anbieter und Nachfrager-- ist deshalb von 

Vorteil, weil Transport- und Interaktionskosten 

eingespart werden; dieser Vorteil steigt mit der 

Größe des regionalen Marktes. 

• Technologische Externalitäten: Sind Firmen 
und Arbeitnehmer räumlich konzentriert, so 

können Wissen und Erfahrungen über Organi-

sations- und Produktionsprozesse von Firma zu 

Firma sickern. Lerneffekte und Wissensdiffu-

sion machen Firmen aber produktiver und so-

mit profitabler. Vorteile aus der räumlichen 

Konzentration ergeben sich auch dadurch, dass 

bestimmte kollektive Güter, z. B. Infrastruktur, 

gemeinsam genutzt werden können. 

• Pooling auf dem Arbeitsmarkt: Der Vorteil eines 

regional konzentrierten („gepoolten") Arbeits-

marktes besteht für die Firmen darin, dass sie 
leichter qualifizierte und angemessen speziali-

sierte Arbeitskräfte finden. Um diese im Be-

darfsfall schnell rekrutieren zu können und sie 

nicht mit hohen Löhnen aus anderen regionalen 

Arbeitsmärkten anlocken zu müssen, siedeln 

sich Unternehmen gern dort an, wo anzuwer-
bende Arbeitnehmer nur ihren alten Arbeits-

platz, nicht aber auch noch ihre Wohnung auf-
geben müssen. Arbeitskräfte sind ihrerseits an 

einer großen Nachfrage nach ihrem spezifischen 

Qualifikationsprofil interessiert. Der Vorteil ei-
ner räumlichen Konzentration von Firmen be-

steht für sie in der Absicherung gegen firmen-
spezifische Krisen: Die durchschnittliche Ar-

beitslosigkeit ist geringer oder/und die durch-

schnittliche Entlohnung höher, weil ein Wech-
sel von einem erfolglosen zu einem expandie-

renden Arbeitgeber einfacher zu bewerkstelli-

gen ist. 

Von diesen drei altbekannten Argumenten hat die 

Neue Ökonomische Geographie insbesondere die 

Marktgrößeneffekte aufgegriffen und in einem — 
inzwischen kanonisch zu nennenden — „ Kern-Pe-

ripherie-Modell" mikroökonomisch stringent ent-

wickelt.' Auch technologische Externalitäten, die 

in den traditionellen raumwirtschaftlichen Model-

len oft genug einfach als existent unterstellt wur-

den, sollten nach der Neuen Ökonomischen Geo-
graphie explizit mikroökonomisch fundiert wer-

den. Dieses — nicht unumstrittene — Ideal bleibt 

eine schwer überwindbare Hürde.'Als analytisch 

ähnlich sperrig wurde bislang die Umsetzung des 

dritten Arguments — des Poolens von Arbeitskräf-

ten — eingeschätzt.' Mit zwei auf dem DIW-Work-

shop vorgestellten Beiträgen konnten diesbezüg-

lich jedoch Fortschritte erzielt werden. 

Im ersten Beitrag wurde ein Modell aus Unterneh-

mensperspektive konzipiert. Thomas Ronde et al. 

modellierten zwei Firmen, von denen jede bei (zu-

nächst rein „zufällig" eingetretener) Produktinno-

vation zu höheren Preisen verkaufen kann als bis-
her, was ihre Nachfrage nach Arbeitskräften er-
höht. Ob es für diese Firmen günstiger ist, einen Gründe für und gegen 

gemeinsamen Standort zu wählen und einen ge-

poolten Arbeitsmarkt zu haben — der „dichter" mit 

Arbeitskräften besetzt ist und den Firmen erlaubt, 

geringere Löhne zu zahlen —, als jeweils über einen 

eigenen „separierten" (aber weniger dichten) Ar-

beitsmarkt zu verfügen, hängt entscheidend von 
zwei Faktoren ab. Erstens, je größer die erwartete 

Qualitäts- und damit Erlössteigerung ist, umso 

größer die potentielle Nachfrage nach zusätzlichen 

Arbeitskräften, was für einen dichteren, d. h. ge-

poolten Arbeitsmarkt spricht. Zweitens spielt aber 

auch die Wahrscheinlichkeit eine Rolle, dass es zu 

einer Innovation kommt. Nimmt diese Wahr-

scheinlichkeit mittlere Werte an, so ist die Erwar-

tung einer asymmetrischen Situation am größten, 
einer Situation also, in welcher genau einer der 

Firmen eine Innovation gelingt; das spricht eben-
falls für eine Agglomeration und einen gepoolten 

Arbeitsmarkt. Ronde et al. konnten zeigen, dass 
diese Grundidee im Wesentlichen auch dann Be-

stand hat, wenn man die restriktiven Annahmen 

3 Das Modell wurde von Paul Krugman entwickelt: Paul Krugman: In-
creasing Returns and Economic Geography. In: Journal of Political Eco-
nomy, 99/1991, S. 483-499; es ist ausführlich in Fujita, Krugman und 
Venables, a. a. 0. (Kap. 3 und 4) beschrieben. 
4 Auch stellt sich im Zeitalter der Informationsrevolution und des Inter-
net die Frage, welche geographische Reichweite eine Wissensdiffusion 
annimmt. 
5 Eine erste Formalisierung findet sich in Krugman ( 1991): Geography 
and Trade, a. a. 0. 

gemeinsame Standorte 
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des Basismodells lockert, so unter anderem, wenn 

unterstellt wird, dass die Unternehmen ihre For-

schungsintensität und damit die Wahrscheinlich-

keit einer Innovation selbst bestimmen. 

In einem zweiten Modellansatz, den Eric Tonle-

monrle vorstellte, wurde gezeigt, dass eine Agglo-

meration von Firmen und ein gepoolter Arbeits-

markt den Arbeitskräften nicht nur, wie von Mar-

shall beschrieben, eine Absicherung dagegen 

schafft, arbeitslos zu werden oder starke Lohn-

schwankungen in Kauf nehmen zu müssen, son-

Stärkere Anreize für Qualifikation dern auch Anreize bietet, in die Humankapital-

bildung zu investieren. Die Idee ist so einfach, wie 

die stringente mathematische Formalisierung 

komplex ist: Ein Arbeitnehmer, der über seine 

Bildung und Ausbildung entscheidet, wird — vor 

allem wenn er regional immobil ist — dann höhere 

Qualifikationsanstrengungen unternehmen, wenn 

die Wahrscheinlichkeit einer Beschäftigung zum 

angestrebten Lohn steigt, was bei einer Agglome-

ration gerade der Fall ist. Die Ausweitung des An-

gebots qualifizierter Arbeitskräfte wirkt im Aggre-

gat tendenziell lohnsenkend, während umgekehrt 

eine verstärkte Ansiedlung von Firmen lohntrei-

bend wirkt. In diesem theoretischen Modell kann 

es zu unterschiedlichen Ansiedlungsmustern der 

Firmen kommen: zu einer symmetrischen Firmen-

verteilung, zu partiellem oder gar komplettem 

Clustering der Firmen in einer der zwei Modell-

regionen. 

in Agglomerationen 

Nutzung von Mikrodatensätzen 

Löhne und Beschäftigung: Empirische 

Analyse regionaler Arbeitsmärkte 

Was aus theoretischer Sicht an den Modellen der 

Neuen Ökonomischen Geographie von Reiz ist — 

die Möglichkeit multipler Gleichgewichte und so-

mit die Rolle des Zufalls in der Auswahl eines der 

Gleichgewichte —, erschwert allerdings deren em-

pirische Überprüfung. Allein deshalb kann es da-

her kaum verwundern, dass die empirische Schät-

zung und Überprüfung der Modelle der Neuen 

Ökonomischen Geographie erst langsam in Gang cl 

kommt .6 

Die wachsende Verfügbarkeit großer Mikrodaten-

sätze wird ohne Zweifel einen Stimulus bilden für 

die Antwort auf der Frage, welchen Erklärungs-

beitrag die Theorien der Neuen Ökonomischen 

Geographie für die Lohn- und Beschäftigungs-

strukturen leisten. In zwei Untersuchungen, die im 

DIW-Workshop vorgestellt wurden, wird zunächst 

versucht, aus solchen Mikrodatensätzen „stilisierte 

Fakten" regionaler Arbeitsmärkte abzuleiten. Eine 

vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung (IAB) der Bundesanstalt für Arbeit in 

Nürnberg erhobene Stichprobe von Daten sozial-

versicherungspflichtiger Beschäftigter in Deutsch-

land für die Jahre 1984 und 1997 bildet den An-

satzpunkt für eine von Joachim Möller vorgestellte 

Studie. Der Datensatz enthält Informationen über 

1,25 Mill. männliche Vollzeitbeschäftigte (ohne 

Beamte) in den alten Bundesländern. 

In der statistischen Analyse zeigen sich deutliche 

Lohndifferentiale: Beim Vergleich von zwei Re-

gionen, von denen eine doppelt so dicht besiedelt 

ist wie die andere, ist nach den ökonometrischen 

Ergebnissen von Möller/Haas in ersterer ein um 

3.3 % höherer Lohn im verarbeitenden Gewerbe 

und ein um 1,8% höherer Lohn im Dienstleis-

tungssektor zu erwarten. Vergleicht man städtische 

und ländliche Regionen, so ergeben sich entspre-

chend höhere Lohndifferentiale von bis zu 25 %; 

dies hängt allerdings nicht nur vom Sektor, son-

dern (insbesondere bei den Dienstleistungen) auch 

von der Qualifikation der Arbeitnehmer ab. Aus 

diesem Grunde, so die Interpretation von Möller/ 

Haas, würden die Lohndifferentiale zumindest für 

einzelne Gruppen von Arbeitnehmern höher sein 

als der Unterschied der Lebenshaltungskosten. 

Auf Möllers Herausarbeitung eines mit der Quali-

fikation steigenden Lohndifferentials bezieht sich 

Kristof Dascher als Ausgangspunkt für seine theo-

retische Arbeit. Dieser Umstand in Verbindung 

mit Wohnungssubventionen für Schlechterverdie-

nende („Wohngeld") führt in seinem Modell für die-

se Gruppe zu unerwünschten Fehlanreizen hinsicht-

lich ihres Arbeitsangebotes in Ballungsräumen. 

Der Einfluss regionaler Besonderheiten zeigt sich 

auch in der Untersuchung von Petri Böckerman et 

al. über die Dynamik der finnischen Arbeitsmärkte 

im Sinne der Ströme aus der Beschäftigung in die 

Arbeitslosigkeit und vice versa. Die Studie greift 

auf einen Mikrodatensatz zurück, der über 80% 
der Beschäftigten im „nonfarming business sec-

tor" in Finnland erfasst. Unter der Vielzahl der 

präsentierten Ergebnisse sticht hervor, wie hetero-

gen die Dynamik auf den regionalen Arbeitsmärk-

ten ist, obgleich die Arbeitsmarktinstitutionen und 

die Arbeitsmarktgesetzgebung auf nationaler Ebe-

ne festgelegt werden und so für alle Regionen 

gleich sind. Aus einem nationalen Blickwinkel her-

aus gelangen Böckerman et al. zu einer ähnlichen 

Schlussfolgerung wie eine ebenfalls neue Arbeit 

von Henry Overman und Diego Puga.' Diese kom-

6 Erste Bestandsaufnahmen finden sich in Marius Brülhart: Economic 
Geography, Industry Location and Trade: The Evidence. In: The World 
Economy, 21/1998, S. 775-801, Gordon H. Hanson: Firms, Workers 
and the Geographic Concentration of Economic Activity. In: G. L. Clark, 
M. P. Feldmann and M. S. Gentler: The Oxford Handbook of Economic 
Geography. Oxford University Press 2000, S. 477-494, and in H. G. 
Overman, S. Redding and A. J. Venables: The Economic Geography of 
Trade Production and Income: A Survey of Empirics. CEPR-Discussion 
Paper 2978, September 2001. 
7 H. G. Overman and D. Puga: Unemployment Clusters across Europe's 
Regions and Countries: In: Economic Policy, 17 (34), 2002, S. 117-147. 
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men mit ganz anderen Methoden zu dem Ergeb-
nis, dass die Arbeitslosigkeit in den EU-Ländern 

neben einer nationalen Komponente auch eine 
deutliche regionale Komponente hat. Dies legt die 

Schlussfolgerung nahe, dass nationale Strategien 

zur Reduktion der Arbeitslosigkeit zu kurz grei-
fen, um das Problem gänzlich zu beseitigen. 

Wie lassen sich nun die Modelle der Neuen Öko-

nomischen Geographie empirisch überprüfen? Ein 

Pionierbeitrag wurde diesbezüglich bereits 1998 

von Gordon Hanson geleistet.' Er verwendet eine 

Variante des oben bereits angesprochenen Kern-

Peripherie-Modells, die anders als das ursprüng-

liche Modell auch partielle Agglomerationen als 
stabile Gleichgewichte zulässt — also eine regionale 

Verteilung der Industrien, die nicht einer Gleich-

verteilung oder der kompletten Konzentration in 

einer einzigen Region entspricht.9 Die Theorie 

lässt erwarten, dass die Löhne in einer Region po-

sitiv von den distanzgewichteten Einkommen und 

den Preisen in den benachbarten Regionen abhän-

gen: Erstere erhöhen die Kaufkraft in den benach-

barten Regionen und somit die Nachfrage nach 

Gütern aller Regionen; Letztere beeinflussen die 

Wettbewerbsfähigkeit des betrachteten Standortes 

und mithin die Fähigkeit der Firmen, hohe Löhne 

zu zahlen. Negativ wirkt (auf komplexem Wege) 

der distanzgewichtete Bestand an Wohnungen in 

benachbarten Regionen. Die Schätzung der zent-

ralen Lohngleichung für die Vereinigten Staaten 
liefert signifikante und theoriekonforme Koeffi-

zienten und erklärt — in verschiedenen Schätzva-

rianten — 20 bis 30 % der Variation der Löhne. 

Im Rahmen des DIW Workshops wurde eine Stu-

die von Steven Brakman, Harry Garretsen und 

Marc Schranun vorgestellt, die die von Hanson 

entwickelte Methode zur Erklärung der Lohn- und 

Beschäftigungsstruktur in Deutschland verwendet. 
Die empirische Untersuchung basiert auf einer 

Auswahl von 151 kreisfreien deutschen Städten 

und Landkreisen. Anders als Hanson, der sein 

Modell in Differenzen schätzt, führen Brakman et 

al. eine Niveauschätzung der zentralen Lohnglei-

chung durch. Sie gelangen zu signifikanten Para-

meterschätzungen und erklären — im Lichte der 
Ergebnisse Hansons überraschend — 95 % und 

mehr der Variation der Löhne. 10 Eine besondere 

Bedeutung des Beitrags von Brakman et al. liegt 

darin, einige grundlegende Annahmen des theore-

tischen Rahmens von Hanson den deutschen Um-

ständen anzupassen: So entwickeln Brakman et al. 

auch Schätzgleichungen, die auf der Annahme 
nicht geräumter Arbeitsmärkte und eingeschränkter 

Mobilität der Arbeitskräfte basieren. Die Schät-

zungen dieser Modelle liefern durchweg theorie-

konforme signifikante Parameterschätzungen und 

schneiden statistisch auch besser ab als andere — 

von Brakman et al. alternativ geschätzte Erklä-

rungsansätze für die Lohn- und Beschäftigungs-

struktur in Deutschland. 

Die Arbeit von Brakman et al. stößt allerdings 

auch auf ein fundamentales empirisches Problem: 

Die regionalen Löhne sind von einer Vielzahl — 

eingangs beschriebener — Standortfaktoren deter-

miniert. Wie lassen sich aber die Erklärungsbeiträ-

ge der verschiedenen Faktoren diskriminieren? 

Die Forschung steht hier noch am Anfang." Diesen 

Knoten versuchen Gilles Duranton et al. durchzu-

schlagen, indem sie sich vom Modellkontext der 

Neuen Ökonomischen Geographie lösen und statt-

dessen einen einfachen Profitmaximierungsansatz 

entwickeln, der eine empirische Diskriminierung 

zwischen alternativen Erklärungsfaktoren erlaubt. 

Für die — ersten und noch vorläufigen — Ergebnisse 

dieser Studie wurden Daten über knapp 10 Mill. 

Beschäftigte in Frankreich ausgewertet. Es zeigt 

sich hierbei: Arbeitnehmer in der Region Paris Lohndifferentiale in 

verdienen 60 bis 95 % mehr als ihre Kollegen in 

den armen ländlichen Gegenden Frankreichs. Sieht 
man von diesen extremen Regionen ab, bleibt im-

mer noch ein Lohndifferential von etwa 25 %. Die 

Autoren erklären diese Unterschiede ökonome-

trisch mit einer Reihe von Charakteristika der je-

weiligen Industrien und Regionen, wobei der rela-

tive Beitrag der Variablen zur Erklärung der Va-

rianz der Löhne Auskunft darüber geben kann, 

welches Gewicht die verschiedenen Einflussgrö-

ßen für die Lohndifferentiale haben. Dabei zeigt 

sich, dass die Ausstattung der Regionen mit natür-

lichen Ressourcen, Infrastruktur etc. zwar einen und ihre Gründe 

statistisch signifikanten, aber nur kleinen Anteil an 

der Herausbildung von Lohndifferentialen hat. 
Dagegen ist für die Durchschnittslöhne auf der 

Ebene der Branchen und Regionen die Qualifika-

tion der Arbeitnehmer eine wichtige Determinan-

te,'2 ebenso wie die Größe des jeweils betrachteten 

regionalen Arbeitsmarktes. 

8 Siehe Gordon H. Hanson: Market Potential, Increasing Returns, and 
Geographic Concentration. University of Michigan, mimeo 2000 (revi-
dierte Fassung des gleichnamigen NBER Working Paper 6429, Februar 
1998). 
9 Das zugrunde liegende theoretische Modell ist beschrieben in: E. Help-
man: The Size of Regions. In: D. Pines, E. Sadka und I. Zilcha: Topics in 
Public Economics. Theoretical and Applied Analysis. Cambridge Uni-
versity Press 1998, S. 33-54. Ein alternativer Rahmen, der sich enger 
am ursprünglichen Kern-Peripherie-Modell orientiert und ebenfalls par-
tielle Agglomeration erklärt, findet sich in: M. Pflüger: A Simple, Analy-
tically Solvable Chamberlinian Agglomeration Model. IZA Discussion 
Paper No. 359, September 2001. 
10 Die Schätzergebnisse weisen einige Probleme auf, z. B. einen theo-
rieinkonformen Wert für einen Budgetparameter. Dieses Problem tritt 
allerdings nicht auf, wenn statt des Wohnungsbestands Baulandpreise 
als Erklärungsgrößen herangezogen werden. 
11 Siehe in diesem Kontext: Peter Neary, a. a. 0., und G. H. Hanson 
(2000), a. a. 0. 
12 Die Analyse der Individualdaten durch Duranton et al. steht noch 
aus, d. h. es ist derzeit noch nicht klar, ob und wie viel mehr ein Arbeit-
nehmer in einer Agglomeration im Vergleich zu einem genauso quali-
fizierten Arbeitnehmer in der Peripherie verdient. 

Frankreich ... 
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Grenznahe Regionen in Mexiko 
begünstigt ... 

aber nicht in Polen 

Außenhandelsliberalisierung, Transfor-

mation und regionale Arbeitsmärkte 

Wenn schon die Geographie eines Landes nicht zu 

Forschungszwecken variiert werden kann, so bie-

ten doch die Öffnung von Märkten, die dem Aus-

land gegenüber zuvor abgeschottet waren, und 

Transformationsprozesse die Möglichkeit für ähn-

lich aussagekräftige Fallstudien. Denn die grenz-

nahen Regionen können auf diese Weise vom geo-

graphischen Rand einer Volkswirtschaft in eine 

begünstigte, den Außenhandelspartnern nahe 

Lage gelangen. 

Die Auswirkungen der Außenhandelsliberalisie-
rung Mexikos, die mit dem Beitritt des Landes zum 

GATT 1986 eingeleitet wurde, sind von Javier 

Sanchez-Reaza und Jacob Joidaan untersucht 

worden. In der Folge des Strategiewechsels von 

der Importsubstitution zur Exportorientierung ver-

lagerten sich Teile der Industrieproduktion von 

Mexico City in den Norden des Landes." In der 
ökonometrischen Analyse zeigte sich, dass die 

Entfernung zu den USA eine wichtige Rolle für 

die Erklärung der regionalen Struktur der Güter-

produktion ist; die anfängliche Ausstattung mit 

Kapital und Arbeit hat nach 1986 dagegen keinen 

signifikanten Einfluss mehr. Die Autoren weisen 

darauf hin, dass damit also ein von der Neuen Öko-

nomischen Geographie in den Vordergrund gestell-

ter Faktor (Transportkosten) mehr bewirkt als die 

von der älteren Außenhandelstheorie betonten Be-

stimmungsgründe interregionaler Spezialisierung. 

Es lag nahe, entsprechende Beobachtungen auch 

für Polen zu erwarten, wo im Zuge der Transfor-

mation die freie Standortwahl für Unternehmen 

möglich wurde und Deutschland als Handelspartner 

an Bedeutung gewann. Dennoch spielte in den von 

Marvla Maliszewska untersuchten polnischen In-

dustrien die Entfernung von der Grenze zu Deutsch-

land keine Rolle für das regionale Wachstum der 

Beschäftigung. Ein weiteres überraschendes Er-

gebnis ist, dass in der Zeit von 1994 bis 1998 (nur 

für diese liegen derzeit Daten vor) die Spezialisie-

rung der Regionen („wojewodztwa") auf be-
stimmte Sektoren zurückging. Damit korrespon-

diert die Beobachtung, dass die Konzentration von 

Sektoren auf bestimmte Regionen abgenommen 

hat. Aus theoretischer Sicht wäre dagegen zu er-

warten, dass die Entwicklung der Industriestruktur 

deutlich von den Indikatoren für die oben disku-

tierten pekuniären Externalitäten beeinflusst wird. 

Der Schock der Transformation hatte auf den rus-

sischen Arbeitsmärkten andere Folgen als in den 

anderen früheren Planwirtschaften, wie Celine 

Bignebat in ihrem Beitrag zeigt. Während die 

Löhne stark fielen, war der Beschäftigungsrück-

gang vergleichsweise gering. Bignebat führt dies 

auf die Existenz nahezu monopsonistischer Ar-

beitsmärkte zurück. 17% der Russen leben sogar 

noch in „Monotowns" (Firmenstädte), in denen das 

größte Unternehmen mindestens die Hälfte der Ein-

wohner beschäftigt. Theoretische Überlegungen, 

nach denen diese Arbeitgeber höhere Anreize und 

bessere Möglichkeiten haben, Arbeitnehmer bei 

Nachfrageeinbrüchen zu halten, versucht Bignebat 

durch empirische Evidenz zu stützen. 

Regionale Arbeitsmärkte in offenen Volkswirt-

schaften werden möglicherweise auch durch aus-

ländische Direktinvestitionen geprägt. Nigel Drif-

field ging der Frage nach, ob die von britischen 

Firmen gezahlten Löhne davon abhängen, wie viel 

in (regional und sektoral) benachbarten Industrien 

gezahlt wird, wobei nach inländischen und multi-

nationalen Arbeitgebern unterschieden wird. Letz-

tere zahlen typischerweise etwa 10% höhere Löh-

ne als die einheimischen Arbeitgeber. Die Auswir-

kungen dieses Unterschieds erweisen sich aber als 

relativ gering (wenngleich statistisch signifikant) 

— beispielsweise würde eine (weitere) zehnprozen-

tige Erhöhung der Löhne durch multinationale Ar-
beitgeber in derselben Region die übrigen Löhne 

um gerade einmal 0,02 bis 0,03 % erhöhen; aller-

dings wäre dieser Effekt größer, wenn es mehr 

multinationale Unternehmen gäbe. Aufschluss-

reich ist aber insbesondere, dass sich — wieder ein-

mal — eine Differenzierung nach der Qualifikation 

der Arbeitnehmer feststellen lässt. Die Löhne in 

alternativen Branchen und Regionen sind dann für 

die Lohnbildung relevant, wenn die Arbeitnehmer 

mobil sind und relativ leicht wechseln könnten; 

dies ist bei höherer Qualifikation eher der Fall. 

Fazit 

Den Arbeitsmarkt gibt es nicht. Was üblicherwei-

se so bezeichnet wird, ist eine vereinfachende Zu-

sammenfassung ganz verschiedener regional und 

nach Qualifikation der Arbeitnehmer abgegrenz-

ter Märkte. Die verschiedenen Arbeitsmärkte kön-

nen sich ganz unterschiedlich entwickeln. Diese 

Erkenntnis wurde durch verschiedene Beiträge er-
härtet, die auf dem vom DIW Berlin veranstalte-

ten Workshop vorgestellt wurden. So zeigen die 

empirischen Arbeiten nahezu übereinstimmend, 

dass die höher Qualifizierten von einer Konzentra-

tion der wirtschaftlichen Aktivität in besonderem 
Maße profitieren. Dass Investitionen in Humanka-

13 Dies war bereits Gegenstand einer Untersuchung von Gordon H. 
Hanson: Regional Adjustment to Trade Liberalization. In: Regional 
Science and Urban Economics, 28/1998, 5.419-444. Einen neuen 
Aspektwerden Sanchez-Reaza/lordaan beleuchten können, sobald 
Daten über die Auswirkung des NAFTA-Abkommens verfügbar werden, 
was zum Zeitpunkt des Workshops noch nicht der Fall war. 
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pital gerade in einem regional konzentrierten Ar-
beitsmarkt lohnend sind, zeigt umgekehrt die 

Theorie. 

Die Beiträge des Workshops werfen aber auch eine 

Vielzahl neuer Fragen auf. So ist zu klären, wor-

auf die verschiedenartigen Ländererfahrungen be-

ruhen. Zu den wichtigsten Aufgaben, die zu lösen 

sind, gehört sicherlich auch die Quantifizierung 

des Einflusses, der von den unterschiedlichen Ag-

glomerationsfaktoren ausgeht. 

Lassen sich aus den vorgestellten Beiträgen wirt-

schaftspolitische Lehren ziehen? Die Heterogenität 

der Arbeitsmärkte, die aus den verschiedenen Bei-

trägen sichtbar geworden ist, deutet an, dass die Ar-

beitsmarktpolitik falsch beraten wäre, wenn sie sich 

allein auf eine Gesamtbetrachtung eines als Einheit 

verstandenen Arbeitsmarktes verlassen würde. Im 

Lichte der Fragen, die insbesondere durch die em-

pirischen Arbeiten aufgeworfen wurden, erscheint 

es allerdings verfrüht, in weitergehenden Schluss-

folgerungen mehr als Hypothesen sehen zu wollen. 
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Abiturienten und Arbeitslose 
leisten überdurchschnittlich oft 
Wehr- oder Zivildienst 

Thorsten Schneider 
tschneider@diw.de 

Anlässlich der Urteilsverkündung des Bundes verfassungsgerichtszur Rechtmä-

ßigkeit der Wehrpflicht im März dieses Jahres' ist die Diskussion um die zukünf-

tige Gestaltung der Bundeswehr erneutentfacht. Neben der veränderten sicher-

heitspolitischen Lage ist die Verletzung der Wehrgerechtigkeit das am häufigsten 

genannte Argument, das gegen die Beibehaltung der Wehrpflicht vorgebracht 

wird. Tatsächlich bleibt einem beachtlichen Teil der jungen Männer die Ableis-

tung eines oftmals unerwünschten Dienstes und die damit verbundenen Ver-
schiebungen im Ausbildungs- und Berufsverlauf erspart. Eine Ausnahme bilden 

diejenigen, die in der Bundeswehr eine berufliche Perspektive sehen. Mit den 

vom DIW Berlin erhobenen Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) kann 

gezeigt werden, dass Abiturienten und Arbeitslose überdurchschnittlich häufig 

einen Wehr- oder Zivildienst leisten. 

Weniger als 40 % der von den Kreiswehrersatzäm-

tern erfassten Männer des Geburtsjahrgangs 1974 
wurden zum Wehrdienst herangezogen. 5 % wur-

den gar nicht und 18 % als untauglich gemustert. 

Mehr als ein Viertel des Geburtsjahrgangs 1974 

waren bereits vor einer möglichen Einberufung 

anerkannte Kriegsdienstverweigerer und leisteten 

dann — größtenteils — Zivildienst. Weitere 5 % 

blieben wegen Wehrdienstausnahmen oder Einbe-

rufungshindernissen, weitere 3,5 % wegen Ableis-

Tabelle 1 

Einflüsse auf die Aufnahme eines Wehr-

oder Zivildienstes 

Schätzergebnisse eines diskreten Übergangsratenmodells 

Jahrgangsstärke 

Anzahl der Antragsteller auf Kriegsdienstverweigerung 

Wehrdienstdauer 

Vaterverstorben 

Höchstens Hauptschulabschluss n. s. 

(Fach-)Abitur + 
(Referenzkategorie: Realschulabschluss) 

Arbeitslos im vorigen Lebensjahr und jünger als 24 Jahre 
(Referenzkategorie: nicht arbeitslos im vorigen Lebensjahr) 

Arbeitslos im vorigen Lebensjahr und mindestens 24 Jahre 
(Referenzkategorie: nicht arbeitslos im vorigen Lebensjahr) 

+ 
n, s. 

n. s. 

Das Modell beruht auf Daten für 4041 Personen, von 
denen 1981 ein Ereignis, d. h. einen Übergang in Wehr-
oder Zivildienst, aufweisen. Das Modell wurde mit Re-
gressionskonstante und unter Kontrolle des Lebensalters 
in linearer und quadratischer Form geschätzt. 

— Verringert die Wahrscheinlichkeit eines Übergangs 
in Wehr- oder Zivildienst; geschätzter Koeffizient 
mindestens aufdem 5%-Niveau signifikant. 

+ Erhöht die Wahrscheinlichkeit eines Übergangs in 
Wehr- oder Zivildienst; geschätzter Koeffizient min-
destensaufdem 5%- Niveausignifikant. 

n. s. Einfluss statistisch nichtsignifikant. 

Quellen: SOEP; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

tung eines „sonstigen Dienstes" vom Wehrdienst 

verschont. Dazu gehören u. a. Polizeivollzugs-

beamte, die aufgrund ihrer Berufsausbildung die 

nötigen militärischen Techniken beherrschen, aber 

nicht von Lohnausfall betroffen sind. 

Um zu bestimmen, welche Gründe jeweils über 
die Heranziehung zu einem Dienst entscheiden, 

sind die Daten des SOEP für westdeutsche Män-

ner der Geburtsjahrgänge 1940 bis 1978 ausge-
wertet worden.' Dabei wird nur danach unter-

schieden, ob jemand einen verpflichtenden Dienst 

geleistet hat oder nicht, sei es einen Wehrdienst, 

der auf die Erhaltung der äußeren Sicherheit zielt, 

oder einen Zivildienst in der Pflege, im Rettungs-

dienst oder im Umweltschutz. 

Aus der Tabelle 1 lässt sich ablesen, dass die Höhe 
der Jahrgangsstärke einen negativen Einfluss auf 

die Wahrscheinlichkeit für die Aufnahme eines 

Dienstes hat (Minus-Zeichen). Da die Anzahl der 

Wehrdienstplätze begrenzt ist, haben junge Män-
ner, die zu einem geburtenstarken Jahrgang gehö-

ren, mit geringerer Wahrscheinlichkeit einen Wehr-

oder Zivildienst zu leisten als Männer aus einem 
geburtenschwachen Jahrgang. 

Der Zusammenhang zwischen der Zahl der Kriegs-

dienstverweigerer und der Zahl aller Zivil- oder 
Wehrdienstleistenden wird in Abbildung 1 gezeigt. 

1 BVerfG, 2 BvL 5/99 vom 20.2.2002, Absatz-Nr. ( 1-50), http://www 
bverfg.de 
2 Für die Generierung des Datensatzes, die Variablenkonstruktion und 
die Beschreibung der statistischen Verfahren vgl. Thorsten Schneider: 
Wehrungerechtigkeit in der Bundesrepublik Deutschland. Makro- und 
sozial-strukturelle Determinanten der Heranziehung zu Wehr- und Zivil-
dienst. DIW- Diskussionspapier, Berlin, Mai 2002. 
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Abbildung 1 

Einfluss der Kriegsdienstverweigerung 

auf die Wahrscheinlichkeit, einen Dienst 

zu leisten' 

60 

Geburtsjahrgang 1971 

20% 

0% r  

Geburtsjahrgang 
1955 

16 18 20 22 24 26 28 

Lebensalter 

1 PrognostizierteVerteilungsfunktionenfürMänner 
mit Realschulabschluss und ohne Arbeitslosigkeits-
phasen, deren Vater lebt, und gleicher Geburtsjahr-
gangsstärke. 

Quellen:SOEP; Berechnungen des DIW Berlin DIW Berlin 2002 

Hier werden die Geburtsjahrgänge 1955 und 1971, 

die nahezu die gleiche Jahrgangsstärke haben, ver-

glichen.' 

Die gestrichelte Linie in Abbildung 1 gibt für die 

1971 geborenen Männer an, wie hoch der Anteil 

derjenigen ist, die bis zu einem bestimmten Alter 

einen Dienst angetreten oder bereits abgeleistet 

haben. Im Alter von 16 Jahren hat noch keiner 

einen Dienst aufgenommen. In den folgenden bei-

den Lebensjahren nimmt die Linie nur leicht zu, 

im Alter von 19, 20 und 21 Jahren steigt sie rapide 

an. Die Wahrscheinlichkeit, einen Wehr- oder Zi-

vildienst anzutreten, ist hier besonders hoch. Wer 

bis zum Alter von 23 Jahren noch keinen Dienst 

angetreten oder abgeleistet hat, wird in den kom-

menden Lebensjahren mit einer recht geringen 

Wahrscheinlichkeit hierzu verpflichtet. 

Die Kurve für die 1955 Geborenen hat im Prinzip 

denselben Verlauf, nur dass sie schwächer steigt 

und somit immer unter der Kurve für die 1971 Ge-

borenen bleibt. Damit ist der Anteil der Männer, 

der einen Dienst leistet, beim Geburtsjahrgang 

1955 kleiner. Die Differenz zwischen den beiden 

Kurven erklärt sich durch den Anstieg an Kriegs-

dienstverweigerern, der zu einer Zunahme an 

Zivildienstleistenden führte. 

Im Wehrpflichtgesetz ist eine Reihe von Ausnah-

men vorgesehen, die zu einer Befreiung oder zu 

einem vorübergehenden Aufschub der Wehr-

pflicht führen können. So sollten z. B. junge Män-

ner, deren Vater verstorben ist, in geringerer Zahl 

einen Wehr- oder Zivildienst leisten, da sie im 

mütterlichen Haushalt oft unabkömmlich sind.' 

Dies lässt sich anhand der empirischen Analyse 

bestätigen (Plus-Zeichen in Tabelle 1). 

Da mit höherem schulischen Niveau die Einkom-

menschancen steigen und somit auch die Verluste, 

die bei der Ableistung eines Wehrdienstes entste-

hen, sollten insbesondere Abiturienten ein größe-

res Interesse an der Vermeidung von Wehr- und 

Zivildienst haben. Diese Vermutung kann in der 

empirischen Untersuchung aber nicht bestätigt 

werden. Abiturienten leisten gegenüber Real-

schulabsolventen deutlich häufiger einen Wehr-

oder Zivildienst. Jedoch lassen sich keine signifi-

kanten Unterschiede zwischen Hauptschulabsol-

venten und Realschulabsolventen erkennen. 

Tiefergehende Untersuchungen' zeigen, dass sich 

der Schulabschluss über die Jahre hinweg unter-

schiedlich auf die Ableistung eines Wehr- oder Zi-

vildienstes auswirkt. So ist für Abiturienten, die in 

den 40er Jahren geboren wurden, die Wahrschein-

lichkeit, einen Dienst zu leisten, signifikant nied-

riger als für gleich alte Männer mit mittlerer Reife. 

Erst in den späteren Geburtsjahrgängen, den 60ern 

und 70ern, haben sie gegenüber Realschulabsol-

venten ein deutlich höheres Risiko. 

Hinter diesem beobachtbaren Wandel für Abitu-

rienten könnten sich zwei Ursachen verbergen. 

Zum einen verweigern Abiturienten den Wehr-

dienst häufiger als Haupt- oder Realschulabsol-

venten.' Da anerkannte Kriegsdienstverweigerer 

fast immer zur Ableistung des Zivildienstes her-

angezogen werden und Kriegsdienstverweigerung 

über Geburtsjahrgänge hinweg gestiegen ist, könn-

te dies ein Grund für die Zunahme von dienstleis-

tenden Abiturienten sein. Zum anderen könnte 

eine veränderte Einberufungspraxis der Kreiswehr-

ersatzämter vorliegen. So lassen sich Abiturienten 

recht einfach nach dem Schulabschluss zum Dienst 

heranziehen. Haben sie aber erst einmal ein Stu-

dium aufgenommen, wird dies deutlich schwieri-

ger, da Studenten mit dem Argument der Gefähr-

3 Um die Vergleichbarkeit zu gewährleisten, werden alle Variablen als 
konstant angenommen, ausgenommen der Anteil an Kriegsdienstver-
weigerern. Das heißt, die hier als Beispiel gewählte Gruppe besteht aus 
jungen Männern, die einen Realschulabschluss haben, keine Arbeits-
losigkeitsphasen aufweisen und deren Vater nicht verstorben ist. 
4 Eine generelle Befreiung von der Wehrpflicht können ( Halb-)Waisen 
nach dem Wehrpflichtgesetz erhalten, wenn die Eltern im Zweiten Welt-
krieg gefallen oder bei Bundeswehrübungen tödlich verunglückt sind. 
5 Eine ausführliche Darstellung dieser Modelle findet sich bei Thorsten 
Schneider, a. a. 0. 
6 Vgl. Ekkehard Lippert: Zivildienst: Meinungsgegenstand und Rekru-
tierungsfeld. In: Rosemarie Nave-Herz und Manfred Markefka (Hrsg.): 
Handbuch der Familienforschung. Neuwied, Frankfurt a. M. 1989, 
S. 497-508, insbesondere S. 503 f. 
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Abbildung 2 

Einfluss von Arbeitslosigkeit auf die 

Aufnahme eines Wehr- oder Zivildienstes' 

60 % 

40 

20% 

0% ,  

Arbeitslos mit 23 und 24 Jahren 

Ohne Arbeitslosig-
keitsphasen 

16 18 20 22 24 26 28 

Lebensalter 

1 Prognostizierte VerteilungsfunktionenfürManner 
des Geburtsjahrgangs 1955 mit Realschulabschluss, 
deren Vater lebt. 

Quellen: SOEP, Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

dung der weiteren Ausbildung bei einer Unterbre-

chung eher Wehrdienstausnahmen geltend machen 

können.' 

Junge Männer mit schlechter beruflicher Position' 

könnten versuchen, diese mit Hilfe der Bundes-

wehr zu verbessern, indem sie durch die Ableis-

tung eines Dienstes eine allgemeine Arbeitsfähig-

keit bezeugen, sich während des Dienstes beruf-

lich weiterqualifizieren oder einen dauerhaften 

Verbleib in der Bundeswehr anstreben. So zeigt 

sich, dass Jugendliche über 23 Jahre mit höherer 

Wahrscheinlichkeit einen Wehr- oder Zivildienst 

aufnehmen, wenn sie im Jahr zuvor arbeitslos wa-

ren. Bei Jüngeren ist ein solcher Zusammenhang 

nicht zu erkennen (Tabelle 1). 

Zur graphischen Veranschaulichung ist in der Ab-

bildung 2 die bereits bekannte Kurve für Männer 

des Geburtsjahrgangs 1955 wiedergegeben, die 

zeigt, wie hoch der Anteil derjenigen ist, die bis zu 

einem bestimmten Alter einen Dienst antreten 

oder bereits abgeleistet haben (durchgezogene Li-

nie). Bei einem Alter von 24 Jahren an ist kaum 
noch ein Anstieg feststellbar, d. h. fast keiner der 

jungen Männer nimmt einen Wehr- oder Zivil-

dienst mehr auf. Ist ein Mann aber mit 23 und mit 

24 Jahren arbeitslos, steigt die Kurve noch einmal 

deutlich an (gestrichelte Linie). Arbeitslosigkeit in 

dieser Altersgruppe erhöht somit die Wahrschein-

lichkeit, einen Dienst zu leisten. 

7 Im Gegensatz zu anderen Schulabgängern gilt für Abiturienten nicht 
der Vorrang der beruflichen Erstausbildung vor einer Heranziehung 
zum Dienst. Vgl. Bundesministerium der Verteidigung ( BMVg): Ja, ich 
bin dabei. Wegweiser für Wehrpflichtige. Bonn. Stand September 1999, 
5.55; Wehrpflichtgesetz § 12(3)c. 
8 Eine schlechte Arbeitsmarktposition wird in der empirischen Analyse 
bei Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit im vorangegangenen Lebensjahr 
unterstellt. 
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Aus den Veröffentlichungen des DIW Berlin 
Sonderhefte 

Erscheinen als neue Folge wieder seit 1948. 
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sFr 67,—. 
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Nachruf 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Ewers 

starb am 24. April 2002 im Alter von 59 Jahren 

Das DIW Berlin hat mit großer Betroffenheit die Nachricht vom frühen Tod von Hans-
Jürgen Ewers, dem Präsidenten der Technischen Universität Berlin, erhalten. Er war dem 
DIW Berlin durch seine Mitgliedschaft im Wissenschaftlichen Beirat eng verbunden und 
hatwesentlich zur wissenschaftlichen Ausrichtung unserer Forschungsabteilungen beige-
tragen. Sein Rat wurde hoch geschätzt. Mit seiner Unterstützung hat das DIW Berlin im 
Oktober 2000 eine Kooperation mit der Technischen Universität vereinbart. 

Hans-Jürgen Ewers war mit Berlin nicht erst seit seinem Amtsantritt als Präsident der 
Technischen Universität Berlin im Jahre 1997 verbunden. Von 1977 bis 1980 arbeitete er 
als Senior Research Fellow und Kommissarischer Direktor im Internationalen Institut für 
Management und Verwaltung am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung und 
von 1980 bis 1990 als Lehrstuhlinhaber für Volkwirtschaftslehre, insbesondere Ordnungs-
und Strukturpolitik, und seit 1995 als LehrstuhlinhaberfürVolkwirtschaftslehre, insbeson-
dere Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik, an der Technischen Universität Berlin. 

Sein fachlicher Rat war in vielen Gremien gefragt, und die Brillanz seiner Reden fesselte 
Befürworter wie Gegner seiner großen Ideen. Durch den unermüdlichen Einsatz für die 
Umstrukturierung „seiner" Technischen Universität Berlin hat er vieles, wenn auch nicht 
mehr alles, auf den Weg bringen können, was ihm wichtig war. Dabei nahm er auch keine 
Rücksicht auf sich selbst. 

Wir alle verlieren in Hans-Jürgen Ewers eine herausragende Persönlichkeit, einen großen 
Wissenschaftler und liebenswerten Menschen. Unser Mitgefühl giltseiner Ehefrau und sei-
nen beiden Kindern. Wir werden dem Verstorbenen ein ehrendes Andenken bewahren. 

Für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des DIW Berlin 

Prof. Dr. Klaus F. Zimmermann 
Präsident 

Fürden Wissenschaftlichen 
Beirat des DIW Berlin 

Prof. Anthony B. Atkinson 
Vorsitzender 
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